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Berlin W. 8, Mauerſtr. 43/44. 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Kandel und Gewerbe. 
Ur. 20. Berlin, Moutag, den 9. September 1912. 12. Jahrgang. 


Suhalt: 
I. Perſonalien: S. 461. 

II. Aandelsangelenenheiten: 1. Handelsvertretungen: Betr. Börſenordnung für die Börſe in Berlin 
S. 461. — 2. Handelsverkehr: Betr. Börſen⸗ Termingeſchäfte S. 463. — 8. Schiffahrts⸗ 
angelegenheiten: Betr. Prüfungskommiſſionen für Seeſchifſer S. 464. Betr. Prüfungstermine für 
Seeſteuerleute und Schiffer auf großer Fahrt S. 464. Betr Prüfungskommiſſionen für Seedampfſchiffs⸗ 
maſchiniſten und Schiffsingenieure S. 464. Betr. Prüfungstermine für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und 
Schiffsingenieure S. 465. — 4. Verkehr mit Nahrungsmitteln: Betr. Ausführung des Wein⸗ 
geſetzes S. 465. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Betr. Ausführung des Steffen» 
vermittlergeſetzes S. 466. — 2. Dampfkeſſelweſen; Betr. Ausnahmen von den polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen über Anlegung von Landdampfkeſſeln S. 467. — 3. Wandergewerbe und Märkte: 
Betr. Wandergewerbſcheine S. 467. — 4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Arbeiter- 
fürſorge auf Bauten S. 470. — 5. Arbeiterverſicherung: Betr. Verwendung von Kaſſenmitteln 
S. 470. Betr. Begriff des Gemeindeverbandes (RVO. 5 526 Ab]. 2) S. 471. Betr. Kaſſenvereinigungen 
S. 47. Betr. Beeidigung von Mitgliedern der Genoſſenſchaftsorgane ulm. (RVO. 88 882, 1030, 
1216) S. 472. Betr. Anträge auf Leiſtungen der Invaliden- und Hinterbliebenen verſicherung S. 472. 


I. Perſoualien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ dem Architekten und Maurermeiſter Auguſt 
gnädigſt geruht, Gerſchmann in Königsberg i. Pr. den 

dem Kaufmann und Fabrikbeſitzer Ludwig Charakter als Kommiſſionsrat 
Przedecki in Breslau, dem Wein- zu verleihen. 
großhändler Guſtav Hattenhauer in 5 = 
Minden und dem Fabrikanten Fritz Der Lehrer Alfred Kamp iſt zum etat⸗ 
Homann in Diſſen, Kreis Iburg, den mäßigen Lehrer an der keramiſchen Fachſchule 
Charakter als „Kommerzienrat“, in Höhr ernannt worden. 

den Kommerzienräten Georg Lühmann 5 
in Harburg und Joſef Cremer in Fräulein Frida Selle iſt zur Gewerbe⸗ 
Dortmund den Charakter als „Geheimer ſchullehrerin an der Gewerbeſchule in Thorn 
Kommerzienrat“ und ernannt worden. 
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III. Handels angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Börſenordnung für die Börſe in Berlin. 
2 3. Nachtrag zur Börſenordnung für die Börſe in Berlin. 

Die Börſenordnung vom 7.23. Dezember 1908“) wird, wie folgt, abgeändert: 
ob Sieges 1 erhält folgende Faſſung: Die Börſenleitung liegt dem Börſenvorſtand 
aus ie eler beſteht aus 43 Mitgliedern. 11 Mitglieder werden von der Handelskammer 
dandel er Mitte, 32 von den dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſen⸗ 
zum Börſenbeſuch zugelaſſenen Perſonen (vgl. § 15) aus ihrem Kreiſe gewählt. 


*) HML. 1909 S. 42. 


$3 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: Die Wahl der von den Börſenbeſuchern zu 
wählenden Mitglieder des Vörſenvorſtandes erfolgt im Monat Dezember auf 3 Kalender⸗ 
jahre in geheimer Wahl durch Stimmzettel mittels relativer Stimmenmehrheit; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. Es werden 


1. 15 Mitglieder von den der Abteilung Fondsbörſe, 
2. 12 Mitglieder von den der Abteilung Produktenbörſe, 
3. 5 Mitglieder von den der Abteilung Metallbörſe 


zugerechneten (vgl. $ 17 Abſ. 1 Satz 2) Börſenbeſuchern gewählt. Mitglieder der Handels⸗ 
kammer ſind nicht wählbar. Unter den 15 Mitgliedern, die von den der Abteilung Fonds⸗ 
börſe zugerechneten Börſenbeſuchern gewählt werden, müſſen 4, unter den 12 Mitgliedern, 
die von den der Abteilung Produktenbörſe zugerechneten Vörſenbeſuchern gewählt werden, 
müſſen 2 und unter den 5 Mitgliedern, die von den der Abteilung Metallbörſe zugerechneten 
Börſenbeſuchern gewählt werden, muß 1 den Alteſten der Kaufmannſchaft angehören. 


83 Abj. 2 erhält folgende Faſſung: Die Wahl wird in getrennten Wahlgängen vor⸗ 
genommen. Die den Abteilungen Fondsbörſe und Metallbörſe zugerechneten Börſenbeſucher 
wählen in je 2 Wahlgängen, in deren einem die vorſchriftsmäßige Anzahl Alteſter der 
Kaufmannſchaft, in deren anderem die übrigen Mitglieder ohne dieſe Beſchränkung gewählt 
werden. Die der Abteilung Produktenbörſe zugerechneten Börſenbeſucher wählen in 3 Wahl⸗ 
gängen, in deren erſtem die beiden Alteſten der Kaufmannſchaft, in deren zweitem 2 Mit⸗ 
glieder, die das Müllereigewerbe betreiben, und in deren drittem 8 Mitglieder ohne die 
vorbezeichneten Beſchränkungen gewählt werden. 


§ 3 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: Von den auf dieſe Weife gewählten Mitgliedern 
des Börſenvorſtandes ſcheiden aus dem Börſenvorſtand, Abteilung Fondsbörſe (vgl. § 4), 
alljährlich 5 Mitglieder, aus dem Börſenvorſtand, Abteilung Produktenbörſe (vgl. § 4), all⸗ 
jährlich 4 Mitglieder und aus dem Börſenvorſtand, Abteilung Metallbörſe (vgl. $ 4), all⸗ 
jährlich 2 Mitglieder, jedoch in jedem dritten Jahre 1 Mitglied aus. 


$ 3 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: Die von der Handelskammer aus ihrer Mitte 
zu wählenden Mitglieder werden 


4. in der Zahl von 5 für die Abteilung Fondsbörſe, 
5. in der Zahl von 4 für die Abteilung Produktenbörſe, 
6. in der Zahl von 2 für die Abteilung Metallbörſe 


im Monat Dezember auf ein Kalenderjahr gewählt. 


Zu $ 3 wird folgender Abſatz (8) hinzugefügt: 

Die Wahlen zum Börſenvorſtand, Abteilung Metallbörſe, erfolgen erſtmalig ſtatt im 
Dezember zu einem von der Handelskammer zu beſtimmenden Zeitpunkt, und zwar der 
von den Börſenbeſuchern zu wählenden Mitglieder für die Zeit bis zum Schluſſe des 
Kalenderjahrs 1915, der von der Handelskammer zu wählenden Mitglieder für die Zeit 
bis zum Schluſſe des Kalenderjahrs 1913. Die Namen derjenigen von den Börſen⸗ 
beſuchern gewählten Mitglieder, die mit Ablauf der Kalenderjahre 1913 und 1914 aus⸗ 
ſcheiden, werden durch das Los beſtimmt. 


§ 4 Abſ. 1 enthält folgende Faſſung: Der Börſenvorſtand beſteht aus 3 Ab⸗ 
teilungen: 
1. dem Börſenvorſtand, Abteilung Fondsböſe, dem die in § 3 unter 1 und 4, 
2. dem Börſenvorſtand, Abteilung Produktenbörſe, dem die in § 2 unter 2 und 5, 
3. dem Börſenvorſtand, Abteilung Metallbörſe, dem die in § 3 unter 3 und 6 


bezeichneten Mitglieder angehören. 


§ 5 erhält folgende Faſſung: Zur Beſchlußfähigkeit des Börſenvorſtandes iſt die An⸗ 
weſenheit von 18, des Börſenvorſtandes, Abteilung Fondsbörſe, von 9, des Börſenvor⸗ 
ſtandes, Abteilung Produktenbörſe, von 7 und in Angelegenheiten des Handels mit land— 
wirtſchaftlichen Produkten und Nebenprodukten von 9, des Börſenvorſtandes, Abteilung 
Metallbörſe, von 4 Mitgliedern erforderlich. 


$ 11 erhält folgende Faſſung: Bei Beſchwerden über einzelne Abteilungen des Börjen- 
vorſtandes nehmen die dieſen Abteilungen angehörigen, bei Beſchwerden über den Geſamt⸗ 
börſenvorſtand ſämtliche dem Börſenvorſtand angehörigen Mitglieder der Handelskammer 
an der Abſtimmung nicht teil. Die Teilnahme an der Beratung iſt in allen Fällen zuläſſig. 
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§ 12 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: Getreide, Mehl, Braumalz, Stärke, Zucker, 
Saat, Rüböl, Petroleum, Spiritus und anderen Produkten und Waren, ſoweit ſie nicht 
den Abteilungen Fondsbörſe und Metallbörſe zugewieſen ſind (Abteilung Produktenbörſe). 

Zu $ 12 wird hinzugefügt: 3. Unedlen Metallen (Abteilung Metallbörſe). 

§ 17 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: Die ihre Zulaſſung gemäß § 15 be⸗ 
antragenden Perſonen haben zwecks Aufnahme in die Wählerliſte (vgl. § 3) in dem Antrage 
zu erklären, welcher Abteilung der Börſe (vgl. § 4) fie zugerechnet ſein wollen. 

§ 31 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: Die Feſtſtellung erfolgt unmittelbar nach 2 Uhr, 
am Sonnabend unmittelbar nach 1½ Uhr in den dazu beſtimmten Räumen. Dort haben 
die Kursmakler und die von der Handelskammer für die Metallbörſe beſtellten Agenten, 
die in den Wertpapieren oder Waren Geſchäfte vermitteln, uſw. 

§ 31 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: Die Kursmakler und die von der Handels⸗ 
kammer für die Metallbörſe beſtellten Agenten haben dieſen alle zur Feſtſtellung der Kurſe 
u leben von ihnen erforderten Erklärungen nach beſtem Wiſſen der Wahrheit gemäß 
abzugeben. 

§ 31 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: Ergeben ſich Zweifel oder Streitigkeiten über 
die Feſtſtellung der Kurſe oder Preiſe, ſo iſt das die Feſtſtellung leitende Mitglied des 
Börſenvorſtandes befugt, eine ausdrückliche protokollariſche Erklärung der Kursmakler und 
der von der Handelskammer für die Metallbörſe beſtellten Agenten — der erſteren unter 
Hinweis auf den geleiſteten Eid, der letzteren auf ihre Dienſtvorſchrift — zu erfordern und 
nach ſeinem Ermeſſen auch die Richtigkeit durch Einſicht der Tagebücher oder in anderer 
Weiſe zu prüfen. Die Kursmakler und die von der Handelskammer für die Metallbörſe 
beſtellten Agenten ſind befugt, bei Vorlegung der Tagebücher die Namen der Auftraggeber 
zu verdecken. 

8 31 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: Die Entſcheidung über die Höhe der feſtzu⸗ 
ſtellenden Kurſe oder Preiſe ſteht den Mitgliedern des Börſenvorſtandes allein zu. Es 
bleibt ihnen, inſoweit nicht für die Metallbörſe vom Bundesrat gemäß § 35 des Börſen⸗ 
geſetzes beſondere Vorſchriften für die amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes getroffen 
werden, überlaſſen, auf welchem Wege ſie ſich die zu ihrer Entſcheidung erforderliche 
Kenntnis, abgeſehen von den Angaben der Kursmakler oder der von der Handelskammer 
für die Metallbörſe beſtellten Agenten, auf Grund börſenmäßig abgeſchloſſener Geſchäfte 
oder hervorgetretener Angebote oder Nachfragen verſchaffen wollen. 


Berlin, den 12. Juli 1912. 


Die Handelskammer zu Berlin. 
(Unterſchrift.) 


Vorſtehender dritter Nachtrag wird genehmigt. 
Berlin, den 19. Auguſt 1912. 


(Siegel.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb. 6497. Luſensky. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Börſen⸗Termingeſchüfte. 


Bekanntmachung, betreffend die Notierung von Terminpreiſen und von Preiſen 
N a für Zeitgeſchäfte an preußiſchen Börſen. 
Gl & Beziehung auf Tarifnummer 4b des Reichsſtempelgeſetzes vom 15. Juli 1909 
10 biefe 0 833) und auf § 45 der vom Bundesrat erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
en Bekannt ee (Zentralblatt für das 5 1912 S. 35) wird unter Aufhebung 
5 P vom 14. Oktober 1901 (SMBl. S. 290) öffentlich bekannt gemacht, 
an der BVörſe in Berlin Terminpreiſe für Rüböl und Kupfer, ferner Preiſe für 
Geitgeſchäfte für Weizen, Roggen, Hafer, Mais und Roggenmehl, 
an der Hörſe in Magdeburg Terminpreiſe für Rohzucker, 


464 


an der Börſe in Cöln Terminpreiſe für Rüböl und 
an der Börſe in Danzig Preiſe für Zeitgeſchäfte für Weizen, Roggen und Hafer 
notiert werden. 
Berlin, den 20. Auguſt 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſensky. Riep. 


IIb. 6918 M. f. H. u. G. — III. 13113 FM. 


3. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Prüfungskommiſſionen für Seeſchiffer. 
Bekanntmachung. 


Unter Abänderung der Ziffer III, 1 der Geſchäftsordnung für die Prüfungskommiſſionen 
für Seeſchiffer vom 6. Juni 1904 (5M Bl. S. 265) beſtimme ich hiermit, daß die Prüfungs⸗ 
kommiſſionen für Schiffer auf Küſtenfahrt in Zingſt und Kiel mit dem 31. März 1913 auf⸗ 
gehoben werden. 

Berlin, den 3. September 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb. 6472. Luſensky. 


Betr. Prüfungstermine für Seeſtenerleute und Schiffer auf großer Fahrt. 


Überſicht über die im 4. Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
In Altona 18, November, In Ta FED lober, 
„Flensburg.. . 28. . 0 = Geeftemünde . . . 21. November, 
„Papenbugg . . 2. Dezember, „Altona. . 16. Dezember. 
= Geeſtemünde 12. . : 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. 
Meldungen zu einer Prüfung ſind zu richten an den Vorſitzenden der betreffenden 
Prüfungskommiſſion für Seeſchiffer. 


Betr. Prüfuugskommiſſionen für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und Schiffsingenieure. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 27. Auguft 1912. 


Im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanzminiſter beſtimme ich unter Abänderung 
des Erlaſſes vom 26. Januar 1911 (HMBl. S. 28) folgendes: 
Die Mitglieder der Prüfungskommiſſionen für Seemaſchiniſten und Schiffsingenieure 
erhalten für ihre Teilnahme an den Prüfungen folgende Vergütungen: 
a 1. Lehrkräfte der Seemaſchiniſtenſchulen und Schiffsingenieurſchulen ſowie der der 
Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtehenden ſonſtigen Fachſchulen erhalten 
a) bei Prüfungen an ihrem Amtsſitze keine Vergütung und 
b) bei Prüfungen außerhalb ihres Amtsſitzes die geſetzlichen Reiſekoſten (Tage⸗ 
gelder und Fahrkosten) für Staatsbeamte. 
2. Andere Beamte erhalten bei Prüfungen 
a) für Seemaſchiniſten II. und I. Klaſſe und für Schiffsingenieure (Haupt- und 
Vorprüfung) je 15 / und 
b) für Seemaſchiniſten IV. und III. Klaſſe je 12 & für jeden angefangenen Tag 
der Prüfung 
als Entſchädigung für ihre Mühewaltung. 
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Bei Prüfungen außerhalb ihres Amtsſitzes werden ihnen neben dieſer Entſchädigung 
noch die ihrem Dienſtrang entſprechenden geſetzlichen Reiſekoſten (Tagegelder und Fahrkoſten) 
für Staatsbeamte gewährt. 

3. Perſonen, die nicht oder nicht mehr in einem Beamtenverhältnis ſtehen, erhalten 
dieſelbe Entſchädigung wie die unter Ziffer 2 angegebenen Beamten. 

Bei Prüfungen außerhalb ihres Wohnſitzes erhalten ſie aber neben dieſer Entſchädigung 
die geſetzlichen Reiſekoſten (Tagegelder und Fahrkoſten) für Staatsbeamte nach den Sätzen 
der V. Rangklaſſe. 

Im Auftrage. 


IV. 7307. Dönhoff. 


An die Herru Regierungspräſidenten in Königsberg, Danzig, Stettin, Schleswig, Stade. 


Betr. Prüfungstermine für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und Schiffs ingenieure. 


Überſicht über die im 4. Vierteljahr 1912 in Preußen ſtattfindenden See— 
dampfſchiffs-Maſchiniſtenprüfungen ſowie Vor- und Hauptprüfungen zum 


Schiffsingenieur. 
Termine für die Prüfungen zum Seemaſchiniſten: 
IV. Klaſſe: III. Klaſſe: 
In Fleus bug. . . 12. November, in Flensbungg 12. November, 
Geeſtemünde . . 16. Dezember; - Geejteminde . . . . 16. Dezember. 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. Meldungen zu einer 
Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungskommiſſion zu richten. 


4. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Ausführung des Weingeſetzes. 
Berlin, den 30. Auguſt 1912. 

Nach den Ausführungsbeſtimmungen zu 88 4, 11, 12 des Weingeſetzes Ziffer 4 iſt 
das Schwefeln der Fäſſer geftattet, ſofern hierbei nur kleine Mengen von ſchwefliger Säure 
oder Schwefelſäure in die Flüſſigkeiten gelangen. Gewürzhaltiger Schwefel darf nicht ver— 
wendet werden. 

s Gelegentlich der am 28. und 29. September v. Is. in Bad Neuenahr abgehaltenen 
Beratungen der Kommiſſion für die amtliche Weinſtatiſtik wurde die geſetzliche Feſtſetzung 
einer Grenzzahl für den Gehalt der Weine an ſchwefliger Säure eingehend beſprochen. 
Die Besprechung hat zu folgenden Vorſchlägen geführt, die die Zuſtimmung der über- 
wiegenden Mehrheit der Verſammlung fanden: 

1. Die Höchſtmenge für den zuläffigen Gehalt der deutſchen Konſumweine an 


ſchwefliger Säure iſt feſtzuſetzen auf 200 mg geſamte und 50 mg freie ſchweflige 

Häure im Liter. 

2. Nur Konſumweine, die in den Verkehr gelangen, ſollen von dieſer Regelung 

etroffen werden. 

3. Als Konſumweine find diejenigen Weine anzusehen, deren Alkoholgehalt, ver- 
mehrt um die dem noch vorhandenen unvergorenen Zucker entſprechende Alkohol⸗ 
menge, nicht mehr beträgt als 10 g in 100 cem Wein. 

ö Für Weine mit höherem Alkoholgehalt (Hochgewächſe, Ausleſeweine und dergl.), 
11. Ausſchankweine (d. h. im offenen Anbruch liegende Weine) ſowie für aus⸗ 
ändiſche Weine iſt vorerſt von einer Begrenzung des Gehalts an ſchwefliger 

dure abzuſehen, da die bisherigen Erhebungen für eine Entſcheidung hierüber 
nicht ausreichen. 

on einer Begrenzung des Gehalts der ſchwefligen Säure in Traubenmoſten 
und Traubenmaiſchen iſt abzusehen. 


an 
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Wir erfuchen, die mit der Kontrolle des Weinverkehrs betrauten amtlichen Stellen 
anzuweiſen, bis zur Regelung der Frage durch Ausführungsbeſtimmungen des Bundes⸗ 
rats zu § 4 des Weingeſetzes bei der Beurteilung der geſchwefelten Weine nach dieſen 
Vorſchlägen zu verfahren. 


ii 1 Der Miniſter 1 
ee Der Miniſter des Der Finanzminiſter. 


be. für Landwirtſchaft N 
Di Domänen und Forſten. Innern. In Auftrage. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Im Auftrage. . 
Luſensky. Schroeter. Dietrich. Halle. 


M. d. J. 6394. — M. f. H. IIb 6412. — M. f. L. 14 IIe 4640. — FM. 1 12 948 III 13 622. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme der in Allenſtein, Marienwerder und 
Sigmaringen) und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Ausführung des Stellenvermittlergeſetzes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 19. Auguſt 1912. 


Auf Grund des § 8 des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (RGBl. S. 860) 
beſtimme ich, daß die Vorſchriften über den Geſchäftsbetrieb der Herausgeber von Stellen⸗ 
und Vakanzenliſten vom 18. Auguſt 1910 (HMBl. S. 470) wie folgt geändert werden: 

1. Ziffer 10 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die Stellenvermittler ſind verpflichtet, in deutlich lesbarer Schrift an 
der Straßenſeite des Hauſes auf, über oder neben dem Hauseingang und am 
Eingange zu den Geſchäftsräumen 

a) ihren Familiennamen und mindeſtens einen ausgeſchriebenen Vornamen mit 
dem Zuſatze „gewerbsmäßiger Herausgeber von Stellen⸗ und Vakanzliſten“, 

b) den Bezugspreis für die Einzelnummern und die Wochen- und Monats⸗ 
abonnements der Liſten anzugeben. 

An der Außenſeite des Hauſes dürfen nur noch die Berufe angegeben 
werden, für welche Stellen⸗ und Vakanzenliſten herausgegeben werden. Weitere 
Angaben ſind verboten.“ 

2. Ziffer 11 erhält folgende Faſſung: 

„Die Stellenvermittler haben alle Anzeigen in Zeitungen, Anſchlägen, 
Reklamen und dergleichen mit der genauen Angabe des Geſchäftslokals, ihrem 
Vor⸗ und Zunamen und der vorſtehend in Ziffer 10 Abſ. 1, Buchſtabe a an⸗ 
geordneten Bezeichnung zu verſehen. Abkürzungen ſind verboten. 

In den Anzeigen dürfen nur Angaben darüber enthalten ſein, daß und 
für welche Berufe die Stellen⸗ und Vakanzenliſten herausgegeben werden. Alle 
marktſchreieriſchen Angaben (die Hervorhebung beſonderer Vorzüge, die Zuſage 
von Vorteilen oder Geſchenken uſw.) ſowie alle Angaben über die Zahl der 
offenen Stellen oder der ſtellungſuchenden Perſonen ſind verboten. 

Jede Reklame durch Verteilung von Geſchäftsempfehlungen uſw. iſt auf 
öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten (z. B. 
in Schankwirtſchaften, auf Bahnhöfen, in Eiſenbahnzügen) verboten.“ 

3. Hinter Ziffer 11 iſt folgende Ziffer 11 a einzuſchalten: 

N „Die Ortspolizeibehörde beſtimmt, inwiefern eine Stellvertretung zuläffi 
iſt. Die Beſchäftigung von Hilfsperſonal iſt nur mit Erlaubnis der Ortspolizei⸗ 
behörde geſtattet. Als Hilfsperſonal gelten einſchließlich der Familienangehörigen 
alle Perſonen, welche im Betriebe des Stellenvermittlers beſchäftigt ſind. 

Die Erlaubnis darf nur für ſolche Perſonen erteilt werden, welche für 
den Geſchäftsbetrieb und hinſichtlich ihrer perſönlichen Verhältniſſe die erforder⸗ 
liche Zuverläſſigkeit beſitzen und keins der im § 3 des Stellenvermittlergeſetzes 
aufgeführten Gewerbe betreiben. 
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Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis iſt für jede Hilfsperſon ſchrift⸗ 
lich unter Beifügung einer unaufgezogenen Photographie in Viſitenkartenformat 
zu beantragen. In die Beſcheinigung über die Erlaubnis iſt die Photographie 
einzukleben und abzuſtempeln. Ferner ſind in der Beſcheinigung der Rufname, 
der Zuname und die Wohnung der Hilfsperſon ſowie die Bezeichnung des 
Gewerbetreibenden, bei dem die Beſchäftigung ſtattfinden darf, anzugeben. 

Die Erlaubnis iſt zu widerrufen, wenn die Vorausſetzungen, unter denen 
ſie erteilt wurde, nicht mehr vorliegen oder wenn die betreffende Perſon den 
Vorſchriften zuwiderhandelt. Der Stellenvermittler hat die Beſcheinigung binnen 
drei Tagen nach Beendigung des Beſchäftigungsverhältniſſes oder nach Wider⸗ 
ruf der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde zurückzureichen.“ 

Die vorſtehenden Abänderungen gelten vom 1. Oktober 1912 ab. Ich erſuche Sie, 
dieſe Beſtimmungen im Amtsblatte zu veröffentlichen und für ihre Beachtung Sorge zu tragen. 


Im Auftrage. 
III. 4989. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Ausnahmen von den polizeilichen Beſtimmungen über Anlegung von Landdampfkeſſeln. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin W. 9, den 80. Auguſt 1912. 

Auf Grund des § 20 Abſ. 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die 
Anlegung von Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 genehmige ich, daß es bei den von 
Ihnen gebauten Vulkaniſierungsapparaten, bei denen das Produkt aus der Heizfläche in 
Quadratmetern und der Dampfſpannung in Atmoſphären Überdruck die Zahl 2 nicht über⸗ 
ſteigt, zuläſſig iſt, 

1. daß die Wandungen des Heizkörpers entgegen den Beſtimmungen des § 2 Abſ. 2 
der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen aus Gußeiſen hergeſtellt werden, 
2. daß von der Anbringung einer zweiten Waſſerſtandsvorrichtung (Waſſerſtands⸗ 
gläſer) abgeſehen wird, N Pe 
3. daß beſondere Speiſevorrichtungen nicht erforderlich find. 
Dabei wird die Bedingung geſtellt, daß die Apparate mit einem genügend großen Sicher⸗ 
heitsventile verſehen werden. g d 

Die Dampferzeuger, die hinſichtlich ihres Aufſtellungsorts als bewegliche Keſſel 
gelten, find der Genehmigungspflicht unterworfen und find vor der Verwendung der erſten 
Druckprobe und der Abnahmeprüfung zu unterziehen. Von den regelmäßigen Unterſuchungen 
ſind dieſe Keſſel entbunden. 

In Vertretung. 
III. 5886. Schreiber. 


An die Firma Romain Talbot in Berlin 8. 
3. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wandergewerbſcheine. 


N Berlin, den 26. Auguſt 1912. 
e der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 4. März 1912 (Reichs⸗ 


bl. S. 189) müſſen vom 1. Januar 1913 ab die Wandergewerbſcheine mit der Photo⸗ 

0 Inhabers — gemeinſame Wandergewerbſcheine mit der des Unternehmers, 

erforderlichen ecnehmer nicht vorhanden iſt, der eines Mitglieds — verſehen ſein. Die 
1 


ing ; ien fi i Anträ werb⸗ 
ſcheine e ſind mit den rägen auf Ausſtellung der Wanderge 
die Ne Durchführung der ergangenen Vorſchriften (Ziff. 2 ff. der Bekanntmachung) find 
15 75 der Anlage erſichtlichen Abänderungen der Ziff. 63 ff. der Ausführungsanweiſung 
5 ewerbeordnung erforderlich. In dem neuen Abſatz 3 der Ziff. 63 ſind auch die Be⸗ 


Anlage. 
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ftünmungen in §§ 459 Abſ. 1, 460 Abſ. 1 und 461 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung 
über die Krankenverſicherungspflicht der im Wandergewerbebetrieb beſchäftigten Perſonen 
berückſichtigt. Ich mache darauf aufmerkſam, daß letztere Beſtimmungen erſt bei den für 
das Jahr 1914 auszuſtellenden Wandergewerbſcheinen Anwendung finden und daß auch 
der auf die Verſicherungspflicht bezügliche formularmäßige Vordruck Seite 3 der Wander⸗ 
gewerbeſcheine erſt in den Scheinen auszufüllen iſt, welche für die Zeit vom 1. Januar 
1914 ab zur Ausſtellung gelangen. Wegen Durchführung der Vorſchriften in § 459 
Abſ. 2, $ 461 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung bleibt weitere Verfügung vorbehalten. 

Wir erſuchen, die Anderungen der Ausführungsanweiſung im Amtsblatte zu veröffent⸗ 
lichen und die unteren Verwaltungsbehörden ſowie die Ortspolizeibehörden unter Hinweis 
auf die Abänderungen mit den erforderlichen Anweiſungen zu verſehen. Für die Beachtung 
der neuen Vorſchriften bei der Bearbeitung der Anträge auf Ausſtellung von Wander⸗ 
gewerbſcheinen für Ausländer und bei der Aushändigung dieſer Scheine durch die damit 
betrauten Kaſſen (vgl. Ziff. 76 Abſ. 4 Satz 4 und 5 der Ausführungsanweiſung in der 
Faſſung der Anlage) wollen Sie ſorgen. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. ; 1 

für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. Wee 
Im Auftrage. Frhr. von Zedlitz und i eee, 
Dr. Hoffmann. Neukirch. Biedenweg. 


III. 4743 M. f. H. u. G. — IIe. 2207 M. d. J. — II. 10691 FM. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
Anlage. 


Abänderung 


der 


Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche Reich 
vom 1. Mai 1904 (HMBl. S. 125) vom 26. Auguſt 1912. 


Zu Titel III. 


Verfahren bei Erteilung der Wandergewerbſcheine und der Erlaubnis zur 
Mitführung von Perſonen. 

1. Ziffer 63 erhält folgende Faſſung: 

63. Anträge auf Erteilung von Wandergewerbſcheinen oder auf Erteilung der Er⸗ 
laubnis zur Mitführung anderer Perſonen beim Gewerbebetrieb im Umiherziehen können 
ſowohl bei der Ortspolizeibehörde des Wohnorts als auch bei der Ortspolizeibehörde des 
Aufenthaltsorts angebracht werden. 5 f 

Bei Stellung des Antrags auf Ausſtellung eines Wandergewerbſcheins hat der 
Antragſteller die für den Wandergewerbſchein nach Ziffern 2 und 3 der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 4. März 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 189) erforderliche unaufgezogene 
Photographie in Viſitenkartenformat beizubringen. Mit dem Antrag auf Ausſtellung eines 
gemeinſamen Wandergewerbſcheins iſt die Photographie des Unternehmers, wenn ein 
Unternehmer nicht vorhanden iſt, die eines Mitglieds einzureichen. Die Photographie muß 
ähnlich und gut erkennbar ſein, eine Kopfgröße von mindeſtens 1, Zentimeter haben und 
darf in der Regel nicht älter als 5 Jahre fein. Die Ortspolizeibehörde hat Vor- und 
Zunamen der dargeſtellten Perſon auf der Rückſeite der Photographie ſofort zu vermerken. 

Vor Stellung des Antrags auf Erteilung eines Wandergewerbſcheins hat der Ge⸗ 
werbetreibende die in ſeinem Wandergewerbebetriebe Beſchäftigten, ſoweit er ſie von Ort zu 
Ort mit ſich führen will, ihrer Zahl nach bei der Landkrankenkaſſe oder der nach § 237 
RWO. an ihre Stelle tretenden Ortskrankenkaſſe des Ortes als Mitglieder anzumelden, bei 
deſſen Polizeibehörde er den Schein beantragt. Die Kaſſenbeiträge ſind bei der Anmeldung 
für die Zeit bis zum Ablaufe des Wandergewerbſcheins oder mit Erlaubnis des Kaſſen⸗ 
vorſtandes für kürzere Zeit an die Krankenkaſſe im voraus zu entrichten. Über die emp⸗ 
fangenen oder geſtundeten Beiträge ſtellt die Krankenkaſſe eine Beſcheinigung aus, welche 
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der Gewerbetreibende bei Stellung des Antrags auf Erteilung des Wandergewerbſcheins 
der Ortspolizeibehörde vorzulegen hat (§ 459 Abſ. 1, § 460 Abi. 1, § 461 Abſ. 1 RB O.). 

Die Ortspolizeibehörde des Aufenthaltsorts hat, ſofern der Antragſteller einen Wohn⸗ 
ort im Inlande hat, den Antrag alsbald an die Ortspolizeibehörde des Wohnorts abzu⸗ 
geben. Soweit es ohne beſondere Weitläufigkeiten ausführbar iſt, hat ſie die Unterlagen, 
welche zur Ausfüllung der in Ziffer 64 bezeichneten Muſter erforderlich ſind, insbeſondere 
die Perſonalbeſchreibung des Antragſtellers und ſeiner Begleiter, nötigenfalls durch perſön⸗ 
liche Vernehmung feſtzuſtellen. Bei Anträgen auf Ausſtellung von Wandergewerbſcheinen 
iſt dabei zu prüfen, ob die Photographie tatſächlich diejenige des Antragſtellers ‚(bei gemein- 
ſamen Wandergewerbſcheinen des Unternehmers oder Mitglieds) und ähnlich und gut 
erkennbar iſt; ob dieſe Prüfung erfolgt iſt oder nicht, iſt auf dem Antrage bei der Abgabe 
an die Ortspolizeibehörde des Wohnorts zu vermerken. 

Ziffer 64 Abſ. 2 fällt fort. 

2. Hinter Ziffer 65 iſt einzuſchalten: 

65a. Falls bei Anträgen auf Ausſtellung von Wandergewerbſcheinen die Prüfung 
der Photographie (Ziffer 63 Abi. 4) noch nicht erfolgt iſt, hat die Ortspolizeibehörde des 
Wohnorts dieſe Pruͤfung nachzuholen und das Ergebnis auf dem Antrage zu vermerken. 


3. Ziffer 69 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Gewerbſchein. 


Stehen dem Antrage Bedenken nicht entgegen, jo fertigt die Behörde mit tunlichſter 
Beſchleunigung den Wandergewerbſchein aus. Die zugehörige Photographie iſt auf Seite 3 
des Scheines durch Einkleben haltbar zu befeſtigen und in der unteren linken Ecke mit 
dem Dienſtſtempel derart zu verſehen, daß ein Teil des Stempelabdrucks über den Rand 
der Photographie auf das Papier des Wandergewerbſcheins hinausragt. Der Schein iſt 
ſodann auf Seite 1 mit dem Dienſtſtempel zu ſiegeln und handſchriftlich zu vollziehen und 
ſodann an die für die Erteilung des Gewerbſcheins zuſtändige Behörde (an die Finanz⸗ 
abteilungen der Regierungen, im Stadtkreiſe Berlin an die Verwaltung der direkten Steuern) 
zu überſenden, welche den mit dem Wandergewerbſchein in der Regel zu verbindenden 
Gewerbſchein ausfertigt, der betreffenden Kaſſe zur Einziehung der Gewerbeſteuer zugehen 
läßt und den Antragſteller benachrichtigt, daß er den Schein dort gegen Zahlung der ver⸗ 
aulagten Steuer in Empfang nehmen könne. Dieſe Überſendung des Wandergewerb- 
ſcheins an die zur Erteilung des Gewerbſcheins zuſtändige Stelle hat auch einzutreten, 
wenn es ausnahmsweiſe eines Gewerbſcheins nicht bedarf. Dieſe hat alsdann auf dem 
Wandergewerbſcheine zu vermerken, daß ein Gewerbſchein nicht erforderlich iſt, und den⸗ 
ſelben ohne Aufenthalt dem Antragſteller zugehen zu laſſen. 

4. Ziffer 76 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: N 

ber Anträge von Ausländern auf Erteilung von Wandergewerbſcheinen, auf 
Genehmigung des Druckſchriftenverzeichniſſes, auf Erteilung der Erlaubnis zum Mitführen 
von Perſonen befindet der Regierungspräſident (im Landespolizeibezirk Berlin der Polizei⸗ 
präſident), gegen deſſen verſagenden Beſcheid nur die Beſchwerde an den Oberpräſidenten 
zuläſſig iſt. Entſtehen Zweifel, ob die Angaben über die Beſtrafungen des Antragftellers 
oder ſeiner Begleiter zutreffend ſind, ſo ſind die Strafregiſterbehörden um Auskunft zu 
erfuchen. Im übrigen finden die Ziffern 1 bis 10 der Bekanntmachung vom 27. November 
1896 entſprechende Anwendung. Die Kaſſe hat vor Aushändigung des Scheines zu prüfen, 
ob der Schein auf Seite 3 die mit dem vorſchriftsmäßigen Stempelabdrucke verſehene 
Photographie des Gewerbetreibenden enthält; ſie hat ferner darauf zu achten, daß der 
Gewerbetreibende ſeinen Namen eigenhändig auf den Wandergewerbſchein ſchreibt, und 
85 dem Scheine zu vermerken, daß dies geſchehen iſt. Eine unmittelbare Überſendung des 
„eines an den Gewerbetreibenden ſoll in der Regel auch dann unterbleiben, wenn die 
Gewerbeſteuer durch die Poſt eingezahlt worden iſt. 


Berlin, den 26. Auguſt 1912. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. ee iniſt 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Frhr. von Zedlitz und Im Auftrage. 


Im Dr. Hoffmann. Neukirch. Biedenweg. 
448 M. f. H. u G. — IIe. 2207 M. d. J. — II. 10691 8M. 
9 
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4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Arbeiterfürſorge auf Bauten. 
Berlin, den 28. Auguſt 1912. 

Es hat ſich als zweckmäßig ergeben, die unterm 19. Auguſt 1911 (SM Bl. S. 395) 
ergangenen „Grundzüge für Polizeiverordnungen, betreffend die Arbeiterfürſorge auf Bauten“ 
(Zentralbl. d. Bauverw. 1911 S. 509) in den folgenden Punkten zu ergänzen und ab- 
zuändern: 

1. Zwiſchen die Ziffern 2 und 3 tritt als Ziffer 2a der Satz: 

„Sinkt in der Zeit vom 1. November bis 1. April die Außentemperatur 
unter ＋ 10 Grad Celſius, ſo iſt der Unterkunftsraum genügend zu erwärmen.“ 

2. Ziffer 4 Satz 2 erhält an Stelle des jetzigen Wortlauts die Faſſung: 

„Beim Vorhandenſein mehrerer Aborte iſt zwiſchen je zwei Sitzen eine 
Scheidewand anzubringen.“ 

Wir erſuchen, auf eine entſprechende Anderung der im dortigen Bezirke beſtehenden 
Arbeiterſchutzvorſchriften hinzuwirken. 

Gleichzeitig beſtinme ich, der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, daß fortan bei 
Staatsbauten, und zwar bei ſolchen in eigener Regie als auch bei denen, die von Unter 
nehmern ausgeführt werden, regelmäßig die geltenden Arbeiterſchutzverordnungen auf der 
Bauſtelle auszuhängen ſind. Gegebenenfalls iſt bei Abſchluß der Werk- und Verdingungs⸗ 
verträge hierauf Bedacht zu nehmen. Erwünſcht wäre es, wenn die Gemeinden bezüglich 
ihrer Bauten eine gleiche Anordnung ergehen laſſen würden. Sie wollen nach dieſer 
Richtung das Geeignete veranlaſſen. Um im übrigen einen Überblick darüber zu erhalten, 
inwieweit in Beachtung der diesſeitigen „Grundzüge“ bis jetzt überhaupt Polizeiverordnungen 
im Intereſſe des Bauarbeiterſchutzes ergangen ſind, ſehen wir nach Ablauf von 3 Monaten 
der Vorlage von Abdrucken der ſämtlichen im dortigen Bezirke beſtehenden Vorſchriften 
der gedachten Art entgegen. Soweit dieſe Beſtimmungen in allgemeinen Baupolizei⸗ 
verordnungen enthalten ſind, von denen Abdrucke bereits eingereicht ſind, bedarf es der 
nochmaligen Vorlage der Verordnungen nicht, es genügt vielmehr eines berichtlichen Hin⸗ 
weiſes. Wir machen aber darauf aufmerkſam, daß auch die in den Baupolizeiverordnungen 
enthaltenen Arbeiterſchutzvorſchriften nur dann Anſpruch auf Rechtsgültigkeit erheben können, 
wenn gemäß § 120 e Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung vor ihrem Erlaſſe den Vorſtänden der be- 
teiligten Berufsgenoſſenſchaften oder Genoſſenſchafts⸗Sektionen Gelegenheit zu einer gutacht⸗ 
lichen Außerung gegeben war, und daß dies geſchehen, in der Polizeiverordnung zum 
Ausdrucke gebracht iſt. 

Inſoweit für größere Gemeinden des dortigen Bezirkes, in denen eine rege Bau⸗ 
tätigkeit herrſcht, bis jetzt Vorſchriften im Intereſſe des Bauarbeiterſchutzes überhaupt noch 
nicht ergangen ſind oder aber die erlaſſenen Beſtimmungen erhebliche Abweichungen von 
den maßgebenden „Grundzügen“ aufweiſen, bedarf es einer näheren Begründung in dem 
zu erſtattenden Berichte. 


Der Minifter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 


nen rs ; für Handel und Gewerbe. a 
der öffentlichen Arbeiten. In Verire ung. Im Auftrage. 


v. Breitenbach. Schreiber. Frhr. von Zedlitz. 
III. B. 8 495 C. M. d. ö. A. — III. 5881 M. f. H. u. G. — IIe 2229 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und zur gleichzeitigen Beachtung an den Herrn 
Polizeipräſidenten hierſelbſt. 


5. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Betr. Verwendung von Kaſſenmitteln. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 29. Auguſt 1912. 
Weder nach dem Krankenverſicherungsgeſetze noch nach der Reichsverſicherungsordnung 


iſt es zuläſſig, durch die Satzung den Mitgliedern von Krankenkaſſen die Verpflichtung zur 
Leiſtung beſonderer Beiträge zwecks Unterhaltung von Fürſorgeſtellen für Lungenkranke 


471 


aufzuerlegen. Dagegen iſt es nach $ 29 KVG. nicht ausgeſchloſſen, daß die Krankenkaſſen 
die Fürſorgeſtellen mit Beiträgen aus Kaſſenmitteln unterſtützen, vorausgeſetzt, daß den 
Krankenkaſſen die Fürſorge für ihre Mitglieder durch die Fürſorgeſtellen ausdrücklich zu⸗ 
geſichert und ihnen die Benutzung überhaupt möglich iſt. Auch nach dem Inkrafttreten des 
II. Buches der RVO. würde auf Grund von § 363 daſelbſt eine ſolche Verwendung von 
Kaſſenmitteln erlaubt ſein. 5 

In Vertretung. 


III. 5176. gez. Schreiber. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Begriff des Gemeindeverbandes (RVO. § 526 Abf. 2). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 26. Auguſt 1912. 

Die Ausführungen des Königlichen Oberverſicherungsamts in dem Bericht an den 
Herrn Regierungspräſidenten vom 31. v. M. ſind in allen Punkten nicht zutreffend. Als 
nächſtgrößter Verband im Sinne der Reichsverſicherungsordnung § 526 Abſ. 2 kann ſelbſt⸗ 
redend nur ein Verband in Frage kommen, der auf Grund des § 111 a. a. O. als 
Gemeindeverband bezeichnet worden iſt. Da dies hinſichtlich der Amter in der Provinz 
Weſtfalen nicht geſchehen iſt, ſo kommen dieſe als nächſtgrößte Verbände überhaupt nicht in 
Betracht. Im Hinblick darauf, daß die Kreiſe auch für Teile ihres Bezirkes allgemeine 
Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen errichten können, kann die Erwägung, daß Orts⸗ 
krankenkaſſen für Bezirke der Amter zweckmäßig oder notwendig ſeien, keinen ausreichenden 
Grund für eine entſprechende Erweiterung des Begriffs „Gemeindeverband“ abgeben. 
Soweit von hier aus zu überſehen iſt, liegt auch ſonſt kein dringender Grund für die 
Bezeichnung der Amter als Gemeindeverbände vor. 

Im übrigen mache ich das Oberverſicherungsamt darauf aufmerkſam, daß der Herr 
Regierungspräſident nicht Vorgeſetzter, ſondern Vorſitzender und Leiter des Oberverſicherungs⸗ 
amts iſt. Vorgeſetzte Behörde iſt die oberſte Verwaltungsbehörde. Nur an dieſe hat das 
n zu berichten. Das Oberverſicherungsamt wolle in Zukunft dies 

eachten. 
In Vertretung. 


III. 5952 It. gez. Schreiber. 


An das Königliche Oberverſicherungsamt in N. 


Betr. Kaſſenvereinigungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 26. Auguſt 1912. 


ſchriften der Artikel 2 der Verordnung vom 5. Juli d. J. (RGBl. S. 439) find die Vor⸗ 
Art ften der Reichsverſicherungsordnung über Kaſſenvereinigungen der im § 414 bezeichneten 
3 September d. J. in Kraft geſetzt worden. Dies hat zur Folge, daß die 
155 1 welche nach dem 1. September ſolchen Vereinigungen angehören wollen, über 
5 dieſe Derſchließen müſſen, wobei zu beachten iſt, daß nach § 414 a. a. O. Kaſſenmittel 
rden dürfen nigungen nur mit Zuſtimmung beider Gruppen im Vorſtande verwendet 
en der „Verband der Ortskrankenkaſſen“ kein Kaſſenverband im Sinne des 9 46 des 
ausgeſprachſcherungsgeſetzes iſt, ift bereits in dem Erlaſſe vom 14. Oktober 1903 (SM Bl. S. 342) 
527 . Se er kann bei den im weſentlichen gleichlautenden Beſtimmungen der Reichs⸗ 
bis 413 Ad nung auch in Zukunft nicht als ein Kaſſenverband im Sinne der 88 406 
Betriebskrank gelten. Das Gleiche gilt für die Vereinigungen von Ortskrankenkaſſen und 
freien Verei enkaſſen, die über den Bezirk der Aufſichtsbehörde hinausgehen, ſowie für die 
vielfach in nigungen von Krankenkaſſen, die ſich unter dem Namen „Zentralkommiſſionen“ 


Aufgaben verfolgen Städten gebildet haben und andere als die im § 406 bezeichneten 


an 


Die unteren Verwaltungsbehörden im Sinne des Krankenverſicherungsgeſetzes (nach 
dem 1. Januar 1914 die Verſicherungsämter) haben darauf zu achten, daß Kaſſenmittel 
entgegen den Vorſchriften des 8 414 RVO. nicht verwendet werden. 

In Vertretung. 
III. 6023. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


III. Buch (Unfallverſicherung). 
Betr. Beeidigung von Mitgliedern der Genoſſeuſchaftsorgane uſw. (RVO. §§ 882, 1030, 1216). 
Berlin W. 9., den 23. Auguſt 1912. 

Nach SS 882, 1030 und 1216 der Reichsverſicherungsordnung find die Mitglieder 
der Genoſſenſchaftsorgane, die techniſchen Aufſichts- und die Rechnungsbeamten der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ſowie die beſonderen Sachverſtändigen von dem Verſicherungsamt ihres 
Wohnorts eidlich zu verpflichten. Die Form des Eides, welche dem zu Vereidigenden vor— 
zuſprechen iſt, lautet: 

„Sie ſchwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß Sie über 
das, was Ihnen durch die Überwachung der Betriebe oder durch die Prüfung 
der Bücher und Liſten bekannt wird, ſchweigen ſowie Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
geheimniſſe nicht unbefugt verwerten wollen.“ 

Die zu Vereidigenden leiſten den Eid, indem Jeder einzeln die Worte ſpricht: 

„Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe!“ 

Der Schwörende hat bei der Eidesleiſtung die rechte Hand zu erheben. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Im Auftrage. Domänen und Forſten. 


Im Auftrage. 
Dr. Hoffmann. Schroeter. 


III. 5914 M. f. H. u. G. — J. A. Ia. 3268 M. f. Löw. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


VI. Buch (Verfahren). 
Betr. Anträge auf Leiſtungen der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 29. Auguſt 1912. 

Ich beabſichtige nicht, Anordnungen auf Grund des § 1616 RWO. zu erlaſſen. 
Rentenanträge find daher vom Verſicherungsamt entgegenzunehmen und nach §§ 73 ff. der 
Verordnung vom 24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1107 ff.) vorzubereiten. Das Ver⸗ 
ſicherungsamt iſt aber, wie auch aus der Vorſchrift des § 115 RVO. zu entnehmen iſt, 
befugt, bei Bearbeitung der Rentenanträge, insbeſondere bei Aufklärung der tatſächlichen 
Verhältniſſe, die Gemeinde- und Ortspolizeibehörden heranzuziehen. Soweit Rentenanträge 
bei Gemeinde⸗ und Ortspolizeibehörden angebracht werden, beſtimme ich auf Grund des 
$ 1627 Ro., daß dieſe Behörden, auch ohne beſonderes Erſuchen des Verſicherungsamts 
die Anträge aufzunehmen haben, es ſei denn, daß ſich das Verſicherungsamt am gleichen 
Orte befindet. Die Anträge find unverzüglich an das Verſicherungsamt weiterzugeben, da- 
mit die rechtswirkſame Anmeldung nach § 1613 nicht verzögert werde. 


In Vertretung. 
III. 5820. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Oberverſicherungsämter und den Herrn Ober⸗ 
präſidenten in Potsdam. 
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